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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 25 Ausgegeben Danzig, den 13. November 1929 


Inhalt. Geſetz zur Abänderung der Schiedsmannsordnung (S. 145). — Geſetz betreffend die E' ſtattung der 
Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen (S. 145). — Verordnung zur Abänderung der Verordnung über die Entſchädigung 
der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerbeiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden (S. 146). 


61 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Abänderung der Schiedsmannsordnung. 
Vom 30. 10. 1929. 
$ 43 Abſ. 1 und Abſ. 2 der Schiedsmannsordnung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
18. März 1927 (Geſetzbl. S. 108) wird dahin abgeändert: - 
§ 43. 


(1) Für die Sühneverhandlung wird eine Gebühr von 5,— G erhoben; kommt ein Ber- 
gleich zuſtande, jo erhöht ſich die Gebühr auf 10, — G. Der Schiedsmann kann unter Berüd- 
ſichtigung der Verhältniſſe der Parteien und der Schwierigkeiten des Falles dieſe Gebühren 
auf höchſtens 50, — G erhöhen. 

(2) Für die Beſcheinigung über die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs ($ 40) wird eine 
Gebühr von 3,— G erhoben, ſofern nicht eine Gebühr gemäß Abſ. 1 zu erheben iſt. 

Danzig, den 30. Oktober 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 


62 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betr. die Erſtattung der Rechtsanwaltsgebühren in Ar menſachen. 
Vom 5. 11. 1929. 


Artikel l. 
sl. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden im Falle der Bewilligung des Armenrechts dem für 
die arme Partei beſtellten Rechtsanwalte die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der Gebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte mit folgenden Beſchränkungen erſetzt: 5 

An die Stelle der vollen Gebühr ($ 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte) treten bei einem 
Werte des Streitgegenſtandes: f ' 

von mehr als 200 bis 800 Gulden einſchl. 12 Gulden, 
I 7 „ 800 7 2000 " " 16 n 4 
ie nnn Md 

Die Reiſekoſten werden nicht vergütet, wenn die betreffende Reiſe nicht erforderlich war. 

$ 85 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte findet entſprechende Anwendung. Der Erſatzanſpruch 
wird auch fällig, wenn das Verfahren länger als drei Monate ruht. 

82. 
$ 1 gilt im Verfahren auf erhobene Privatklage ſowie bei der Nebenklage entſprechend. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 21. 11. 1929) 
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5 
Vorſchüſſe und Zahlungen, die der Rechtsanwalt von ſeinem aden oder einem Dritten 


vor oder nach der Beiordnung erhalten hat, ſind zunächſt auf diejenigen Vergütungen anzurechnen, 
für die ein Erſatzanſpruch gegen die Staatskaſſe nicht beſteht. 


8 4. 
Das Geſuch um Feſtſetzung des zu erſtattenden Betrages iſt bei der Geſchäftsſtelle des Gerichts 
der Inſtanz anzubringen. Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle ſetzt die Koſten feſt. § 104 Abſ. 2 
der Zivilprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung und $ 4 des Deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung finden entſprechende Anwendung, $ 4 mit der Maß⸗ 


gabe, daß die Erinnerung auch dem Rechtsanwalte zuſteht. 


8 5. 

Soweit dem Rechtsanwalte wegen ſeiner Gebühren und Auslagen ein Anſpruch gegen die Partei 
oder einen erſatzpflichtigen Gegner zuſteht, geht der Anſpruch mit der Erſtattung auf die Staats 
kaſſe über. Auf die Geltendmachung des Anſpruchs finden die Vorſchriften über die Erhebung von 
Gerichtskoſten entſprechende Anwendung. 

Artikel ll. 

Die Vorſchriften des Artikel I treten mit dem 15. November 1929 in Kraft; gleichzeitig tritt 
das Geſetz über die Erſtattung von eee in Armenſachen vom 5. Mai 1926 — 
Geſetzbl. 1926 S. 130 — außer Kraft. 

Die Vorſchriften des Artikel I finden auf anhängige Rechtsſachen Anwendung. Soweit jedoch 
der Erſatzanſpruch Gebühren betrifft, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes entſtanden ſind, bleiben 
die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 


a: den 5. November 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 


63 / Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung über die Entſchädigung der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmers 


beiſitzer der Arbeitsgerichtsbehörden. 
Vom 5. 11. 1929. 
Auf Grund der SS 25 Abi. II, 37 Abſ. II des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 28. 1 1928 


(Geſetzbl. 1929 S. 5) wird verordnet: 


In der Verordnung über die Entſchädigung der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerbeiſitzer der 
Arbeitsgerichtsbehörden vom 12. März 1929 (Geſetzbl. S. 34) wird $ 4, Buchſtabe a, wie folgt 
geändert: 

a) für Wegeſtrecken, die auf Eiſenbahnen, Schiffen, Kraftpoſten oder ſonſtigen regelmäßig 
fahrenden Verkehrsmitteln zurückgelegt ſind oder hätten zurückgelegt werden können, die 
wirklich erwachſenen Auslagen, einſchließlich der Koſten für Beförderung und Verſicherung 
des notwendigen Gepäcks, jedoch bei Benutzung von Eiſenbahnen oder Schiffen ae 
den Fahrpreis für die 2. Wagenklaſſe oder 1. Schiffsklaſſe; 


. Danzig, den 5. November 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Arczynski. 


JJ v 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Oruck von A. Schroth in Danzig. 
— —— - — — 


